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Legistik

EZG-Novelle 2015
Um die Verhandlungen über ein internationales Abkommen zur
Verringerung der Flugverkehrsemissionen nicht zu behindern,
hat die EU 2014 verordnet, dass die Verpflichtung von Flugzeug-
betreibern, sich am Zertifikatshandel für CO2-Zertifikate zu betei-
ligen, bis 2016 auf innereuropäische Flüge beschränkt ist. Mit der
EZG-Nov 2015 (BGBl I 2015/107) soll dieser EU-VO Rechnung
getragen werden. Ua ist für kleine Flugunternehmen auch die Vor-
nahme der Emissionsmeldung vereinfacht worden.1)

Schnellere Entscheidungen nach dem UIG

Mit BGBl I 2015/95 wurde das UIG novelliert. Neben der Umset-
zung der Seveso III-Vorschriften sowie terminologischen Anpas-
sungen sind va die Entscheidungsfristen massiv auf zwei Monate
verkürzt worden. Die Informationsanträge sind zukünftig mittels
Bescheid zu erledigen.2)

Seveso III-Umsetzung

Die GewO, das EG-K (BGBl I 2015/81) und das MinroG (BGBl I
2015/80) sind novelliert worden. Sie wurden dabei an die Vorgaben
der neuen Seveso-Vorschriften angepasst. Die Umsetzungen im
MinroG und im EG-K erfolgt wie bisher im Wesentlichen durch
Verweise auf die GewO. In letzterer wurde – neben einigen Ände-
rungen im Berufsrecht – der Abschnitt 8 a über die Beherrschung
der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen weit-
gehend neu gefasst.3)

Judikatur

Caroline Gruber und das Wörthersee-Stadion
Zur Erinnerung: Das Klagenfurter Stadion wurde für die Euro 2008
temporär für rund 30.000 Zuschauer bewilligt. Nun sollte daraus
eine Dauerlösung werden. Da im nunmehrigen dazu durchgeführ-
ten Bauverfahren einigen Nachbarn, die in einem durchgeführten
UVP-Feststellungsverfahren keine Parteistellung hatten, die Bin-
dungswirkung genau dieses (negativen) Feststellungsbescheids
entgegengehalten wurde, hat der VwGH konsequent zur RsGruber
nun ausgesprochen, dass dann, wenn die betroffenen Nachbarn im
UVP-Feststellungsverfahren nicht die Möglichkeit hatten, die
Frage der UVP-Pflicht einer entsprechenden gerichtlichen Über-
prüfung zuzuführen, ihnen dieses Recht eben im Bauverfahren zu-
kommen muss (VwGH 4. 8. 2015, Ro 2014/06/0058). Für das Bau-
verfahren heißt es daher nun „zurück zum Start“.4)

ALSAG: VwGH, Quo Vadis?

Wir erinnern uns: Der VwGH judiziert seit Anfang 2013 entgegen
dem Wortlaut des ALSAG, dass eine Lagerung von Abfällen auch
kürzer als ein oder drei Jahre dann ALSAG-Pflichten auslöst, wenn
für diese Lagerung nicht sämtliche behördliche Bewilligungen,
Anzeigen oder Nichtuntersagungen vorliegen. Nunmehr (VwGH

29. 7. 2015, Ra 2015/07/0041) weitet der VwGH die Judikaturlinie
aus und hat festgehalten, dass dies auch dann gilt, wenn zwar eine
abfallwirtschaftsrechtliche Bewilligung erteilt wurde, entsprechen-
de Bescheidauflagen aber nicht eingehalten wurden. Bei halbwegs
realitätsnaher Betrachtung wird dies wohl dazu führen, dass hin-
künftig jede Lagerung von Abfällen ab der ersten Minute potentiell
eine ALSAG-Beitragspflicht auslöst. Zur Art und Intensität des
Auflagenverstoßes verschweigt sich der GH nämlich . . .5)

E 448,–

Mit einer absurden E lässt das BVwG aufhorchen. E 448,– kostet
nämlich ein UVP-Feststellungsverfahren in Krnt. Bezahlen muss
das nach Ansicht des BVwG der Projektwerber. Dies aber nicht des-
halb, weil er – wie man vielleicht annehmen könnte – den Feststel-
lungsantrag gestellt hat, sondern weil die Amtshandlung und die
„Klarstellung, ob ein Vorhaben UVP-pflichtig ist, auch im Interesse
des Projektwerbers“ liegen (BVwG W104 2016940–2/12E). Dass im
konkreten Fall der UVP-Feststellungsantrag von einer NGO und
nachgerade nicht vom Projektwerber eingebracht wurde (maW: die-
ser also ohne sein Zutun in das Verwaltungsverfahren hineingezogen
wurde) interessiert das BVwG reichlich wenig. Ebenso wenig war es
für das BVwG ein Thema, dass es die Amtshandlung und auch die
Kosten ohne den Antrag der NGO gar nicht gegeben hätte.6)

Aus für Sanktionszahlungen nach dem EZG

Wenn ein dem Emissionshandel unterliegendes Unternehmen nicht
jährlich rechtzeitig oder vollständigCO2-Zertifikate abgibt, ist es nach
§ 53 EZG 2011 mit Sanktionszahlungen iHv E 100,–/t CO2-Äquiva-
lent zu belegen, also demaktuellen ca 14-fachendesZertifikatspreises.
Der EuGH hat sich nunmehr mit der Frage befasst, in welchen Fällen
derart exorbitante Sanktionsmaßnahmen überhaupt verhängt wer-
den dürfen (EuGH 29. 4. 2015, C-148/14, Nordzucker). Dort hielt
der GH fest, dass Sanktionen dann keine Anwendung finden dürfen,
wenn ein Betreiber eine Anzahl von Zertifikaten abgegeben hat, die
den Emissionen voll entspricht, wie sie gemeldet und geprüft worden
sind. Dies selbst dann nicht, wenn die nationale Beh nach Ablauf der
Abgabefrist aufgrund einer nachträglich durchgeführten (zweiten)
Prüfung feststellt, dass die Emissionen als zu gering ausgewiesen sind.
Betreiber von EZG-Anlagen dürfen daher nun aufatmen: Ihnen dro-
hen definitiv keine Sanktionszahlungen, wenn sie sich bei der Abgabe
von Zertifikaten gutgläubig auf eine Bescheinigung einer unabhängi-
gen Prüfeinrichtung gem §§ 11 oder 14 EZG 2011 über die erfolgte
Prüfung der Emissionen verlassen.7)

Umweltrechtsblog.at
PD Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Peter
Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV
das Projekt www.umweltrechtsblog.at, einen
Webblog, der Entwicklungen und Erkenntnisse
tagesaktuell einer breiten Öffentlichkeit zukom-
men lässt.
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